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Betreff: 

Entwurf eines Bundesgesetzes 
betreffend das Ferrmeldewesen 
(Fernmeldegesetz 1993) 
Stellungnahme 

Die Bundeskarrner für Arbeiter und. Angestellte übersendet 25 Exerrplare ihrer 

Stellungnahne zu dem im Betreff genannten Gesetzentwurf zur gefälligen 

Information. 

Der Präsident: 

Beilagen 
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Betre//: 
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VP/Ma/6111 

Entwurf eines Bundesgesetzes betref­
fend das Fernmeldewesen (Fernmelde­
gesetz 1993) 
(St e 1 1 yn g nah m e) 

• Durchwahl 2389 
lfMI 

BK< 
aktiv für Sie 

Bundeskammer 

für Arbeiter und Angestellte 

Prinz-Eugen-Straße 20-22 

.1-1041 Wien, Post/ach 534 

.'(0222) 50165 

Datum 
19.11.1992 

Die Bundeskammer für Arbeiter und Angestellte begrüßt die im Entwurf 
enthaltenen Neuordnungen und nimmt im Detail wie folgt Stellung: 

Begriffsbestimmungen. technische Anforderungen 

ad § 1 Abs 1 

Generell ist festzustellen, daß die in diesem Gesetzesentwurf getroffenen 
Definitionen oft von den Begriffen - wie sie innerhalb der EG getroffen 
wurden - abweichen. Es wird daher angeregt so weit wie möglich die EG-Ter­
mini zu verwenden. 
Die Gliederung sollte übersichtlicher erfolgen. So ist zB die in Z 1 
enthalt~ne Definition von "Nachrichten" als eigene Ziffer zu gestalten. 
Die im § 16 ~etroffene Definition der "Fernmeldedienste" gehört in diesen 
Paragraphen vorgezogen. 
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Es erscheint auch angebracht, in diesem Paragraph die "reservierten D ~n-
I ste", sowie die im § 17 genannten "Störungen" und "Beeinträcht igungen i~ Izu 
I definieren. 

. li 
Werden in Z 3 "öffentliche Fernmeldenetze" konkretisiert, so ist esztecks 
eindeutiger Ab~renzung erforderlich, auch andere Netze (zB Telekabel)1 tu 
definieren. I 

I 
I Hinsichtlich des Umweltschutzes wird in Abs 3 neben dem Schutz des Lebens 

und der Gesundheit von Menschen auch der Umweltschutz begrifflich ein~ 
I 

geführt. Dies allerdings mit der lapidaren Forderung, daß "auf die Erfor-
dernisse des Umweltschutzes Bedacht zu nehmen" ist. Dies ist eine Leetfor­
mel. Es ist wird daher vorgeschlagen, daß Fernmeldeanlagen so zu errich-

: 

ten, instandzuhalten, zu betreiben und vorallem auch zu entsorgen sin~, 
I daß weder durch Geruch, Lärm, Rauch, Staub, Erschütterung, 

kung, Wärme oder Schwingungen udgl 
Lichteinwir--

I 
I 
: 

i 

a) das Leben und die Gesundheit von Dritten oder das Eigentum Dr~tter 
gefährdet werden, 

b) Nachbarn unzumutbar belästigt werden, 

c) Luft, Wasser und Boden sowie die Tier- und Pflanzen­
welt in einem über dem jeweiligen Stand der Technik 
geringst möglichen Ausmaß beeinträchtigt werden, 

d) eine Brand- oder Explosionsgefahr herbeigeführt wird 
und 

e) das Orts-, das Straßen- oder Landschaftsbild erheb­
lich beeinträchtigt wird. 

Verwendung der Endgeräte 

ad § 8 

I 

I 

I Der Abs 2 ist ersatzlos zu streichen. Eine derartige Verpflichtung würde 
i 

! 

• I 1 
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einer Deliberalisierung entsprechen und ist daher abzulehnen. 
Die Bundesarbeitskammer ist der Auffassung, daß dieser Absatz, der grund. 
sätzlich wichtige Haftungsfragen abdecken soll, in die "Allgemeinen Ge. 
schäftsbedingungen (AGB) aufzunehmen ist. 

Bewilligungsfreje Fernmeldeanlagen 

ad § 9 

Der Abs 3 ist zu modifizieren, da im Wettbewerbsbereich wohl "gleiches 
Recht fUr alle" gelten muß. 

Der Abs 3 sollte daher lauten: "Die Errichtung und der Betrieb von öffent. 
lichen Fernmeldeanlagen sowie die Einfuhr, die Herstellung, der Vertrieb 
und der Besitz von Funkanlagen in diesem Bereich durch die PTV bedUrfen 
keiner Bewilligung." 

Ablehnung von Anträgen auf Bewilligung 

ad § 12 

Die "Kann·Bestimmung" in Abs 1 ist nicht ausreichend. Wenn die Vorausset­
zung zum Betrieb einer Fernmeldeanlage nicht erfUllt ist, ist der Antrag 
auf Bewilligung abzulehnen. ErfUllt der Werber die Voraussetzungen, steht 
einer Bewilligung ohnehin nichts im Wege. Durch diese "Kann-Bestimmung" 
besteht jedoch die Möglichkeit, eine Bewilligung zu erteilen, obwohl die 
Voraussetzungen nicht erfUllt werden. 

Die Ziffer 2 im Abs 1 muß lauten: 

"wenn durch die Errichtung und den Betrieb d~r Fernmeldeanlage die 
wirtschaftlichen Entwicklungsmöglichkeiten im reservierten Bereich 
des Betreibers des öffentlichen Fernmeldenetzes wesentlich beein. 
trächtigt werden oder dem .... " 
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Anzeigepflicht 

ad § 17 

, ' 

I 

, I 

I 

Im Abs 2 wird von "Störungen" oder "Beeinträchtigungen" gesprochen. Eist 
erforderlich, diese beiden Begriffe zu definieren. 

Oder man wählt die Formulierung: " ... , wenn Störungen oder Beein­
trächtigungen anderer Fernmeldedienste eintreten." 

Reservierte Fernmeldedienste 

ad § 18 

Im Abs 1 ist der "Telefoniedienst" angefOhrt. Es wird vorgeschlagen, +en 
Terminus der EG nämlich "Telefonsprachdienst" zu verwenden. ! 

Konzessionspflicht 

ad §§ 19 - 21 

Die drei genannten Paragraphen sind ersatzlos zu streichen. Eine Konz,s­
sionserteilung für reservierte Dienste an Dritte widerspricht dem Gru.dge-

I 

danken des § 18 und dem Versorgungsauftrag des § 34. ! 

Durch die Streichung der §§ 19 - 21 sind folgende Korrekturen notwend~9: 
§ 22 (2) 
§ 22 (3) 

§ 26 (5) 

§ 32 (1) 

die reservierten FM-Dienste 
Konzessionsurkunden ... 
die Ziffer 7 
entgegen den §§ 19 oder 20 

darOber hinaus ... stre~chen 

stre~chen 

stre~then 
stre~chen 

I 
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Umfang des Aufsichtsrechts 

ad § 22 

Der zweite Satz im Abs 3 muß lauten: "Den Organen der Fernmeldebüros, die 
sich gehörig ausweisen, ist zu diesem Zweck das Betreten der Grundstücke 
oder Räume, in denen sich solche Anlagen befinden, bei berechtigtem Ver­
dacht zu gestatten." 

Verwaltungsstrafbestimmungen 

ad § 32 

In der gegenständlichen Formulierung des Abs 3 können Sicherheitsorgane 
aus eigener Macht Haus- und Personendurchsuchungen vornehmen, ohne daß ein 
"begründeter Verdacht" vorliegen muß. Dies erscheint grundsätzlich als 
verfassungsrechtlich bedenklich. Dieser Absatz sollte daher entfallen. 
Eine Hausdurchsuchung kann, wenn nötig, nur mit richterlichem Befehl 
durchgeführt werden. 

Gebührenentziehung 

ad § 33 

Hier erscheint es angebracht, eine differenzierte Regelung einfließen zu 
lassen. Die Vorschreibung des 10-fachen der entgangenen Gebühr, ohne 
Abgrenzung eines Nachverrechnungszeitraumes zusätzlich zur verhängten 
Strafe (bis ÖS 100.000,-) steht in keinem Verhältnis zum entstandenen 
Schaden. 
Eine Rückverrechnung in Höhe des einfachen Betrages erscheint angebracht. 
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Bereitstellung des öffentlichen Fernmeldenetzes; 
Erbringung von Fernmeldediensten 

ad § 34 

Anstelle des im Abs 3 verwendeten "bereitstellen" ist "zu erbringen" 
einzufügen. Um keine Möglichkeiten unterschiedlicher Auslegungen zu be-

i ten, sollte die im § 18 (2) gewählte Diktion verwendet werden. I 

Außerdem werden die AGB nicht "erlassen", sondern "die Leistungen werfen 
im Rahmen von AGB erbracht". 

Im Abs 4 ist anzumerken, daß die PTV die Wettbewerbsleistung natürlic~ 
auch im Rahmen von AGB erbringt. I 

i 

Rechtsbeziehung zwischen PTV und ihren Kunden 

ad § 35 

Dieser Paragraph hat zu beinhalten, daß 

- die AGB von der PTV formuliert werden, 
- die AGB den Einzelverträgen zugrunde liegen, I 
- die AGB den Kunden zu Beginn der Geschäftsbeziehung zur KenntnJs 

gebracht werden. I 

I 

Im Absatz 4 werden die AGB nicht kundgemacht, sondern mitgeteilt oderl,zur 
Kenntnis gebracht. Es wird vorgeschlagen die geänderten AGB den ReChn~ngen 
h_'; ....... 1 __ ",_ 
UCILUICYCII. 

Entge lte 

ad § 36 

Der letzte Satz des Abs 1 ist zu streichen. Die Entgeltregelung hat 
trennt von den AGB zu erfolgen. 

I: 

! 

I ' 
I 

! I 
I 
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I 

Die Bestimmungen des § 36 Abs 2 sind nach wie vor einseitig auf die Be­
dürfnisse des Unternehmens ausgerichtet und benachteiligen die Kunden 
weiterhin. Es müßte Vorsorge dafür getroffen werden, daß ein Kunde, ähn­
lich wie bei der Feststellung seiner Entgelte für Strom, selbst leicht die 
anfallenden Gebühren überprüfen kann, etwa dadurch, daß er auf Antrag und 
auf eigene Kosten einen Zähler bei sich aufstellen kann, der dann auch vom 
Unternehmen anzuerkennen ist. Zwar kann bereits jetzt ein Kunde einen 
Gebührenzähler installieren lassen, jedoch wird eine allfällige Differenz 
zwischen dem Zählwerk des Fernmeldeamtes und dem Gebührenzähler nicht als 
Nachweis zugunsten des Kunden anerkannt. 

Haftung 

ad § 37 

Der hier vorgenommene generelle Haftungsausschluß der PTV ist inakzepta­
bel, weil 

- die Kunden weit schlechter als im AGBG gestellt würden, 
- keine Prüfung des Verschuldens stattfindet. 

Ein vertragliches Abgehen vom ABGB kann in den AGB erfolgen, aber nur 
unter strenger Berücksichtigung des KSchG. 

Weiters ist die hier genannte Frist von "länger als 14 Tage" ungebührlich 
lange und daher auf sieben Tage zu verkürzen. 

Haftung für sonstige Dienstleistungen 

ad § 38 

Sonderregelungen für sonstige Dienstleistungen sind entbehrlich. Dienst­
leister im nicht reservierten Bereich sollten genauso verpflichtet sein, 
AGB zu normieren und dort in gesetzeskonformer Weise auch die Haftung zu 
regeln. 

Dieser Paragraph ist daher ersatzlos zu streichen. 
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Erlassung von Geschäftsbedingungen 

ad § 41 

Generell ist anzumerken, daß die Festlegung der Tarife für die der 
und Telegraphenverwaltung reservierten Dienste nicht alleine der Post und 
Te legraphenverwa ltung überlassen bleiben darf. I 

Es ist daher zu prüfen, ob die Tariffestlegungen wie bisher im Haupta~s­
schuß des Parlaments oder im Rahmen des Begutachtungsrechts der geset~li­
chen Interessensvertretungen, bzw in den Gremien der SOZialpartner (zJB. 
Preisunterausschuß, Wettbewerbsausschuß) erfolgen sollen. I 

Der in Abs 1 genannte Zeitraum von "spätestens 3 Jahre" erscheint ung~~ 
bührlich lange und ist auf "maximal ein Jahr" zu beschränken. I 

! 

I 

Weiters bedarf es einer Klärung, wer künftig die Befreiungsanträge be~an-
delt. Es sollte daher im Gesetz verankert werden, daß die Fernmeldebe~iörde 

, 

die Richtlinien für die Befreiungsbestimmungen erläßt, die Post- und I 

Telegraphenverwaltung aber (so wie bisher in den Rundfunkämtern) mit ~er 
Durchführung und Evidenzhaltung der Befreiungen von der Rundfunk-, I, 

Fernseh- und Telefongrundgebühr betraut wird. I 

I' 

Kann eine Regelung sämtlicher Sozialtarife in diesem Gesetz wegen des 
EG-Prinzips der Kostenorientierung und des Grundsatzes der Tarifeinhet im 
Raum nicht getroffen werden, so besteht hinsichtlich der Regelung der, 
Sozialtarifeein Handlungsbedarf in der Sozialgesetzgebung. 

i , 

Abschließend bleibt festzuhalten, daß dieser Entwurf wohl nur der'erste sc~ritt 
in Richtung "EG-Konformität" und "Wettbewerb" sein kann. Die Bundeskammer tür 
Arbeiter und Angestellte weist daher schon jetzt auf die Dringlichkeit derl 
weiteren Schritte der "Loslösung der PTV aus dem Budget" und der "Installi,rung 
einer eigenen Rechtspersönlichkeit" hin. 

Der Präsident: 
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